
Für das Nachschlagewerkt 
Nicht für die Amtliche Saasilungi

Gesetz« StVO §§ 37? 1
Rechtssatzs Ten einem Fußgänger kann nicht allgemein verlangt 

werden? daß er hei Nacht, sobald ein Kraftfahrzeug 
herankommt, die Fahrbahn verläßt und das Vorbei-- 
fahren abwartet«, Wie weit der Fußgänger auf den 
Fährverkehr Rücksicht zu nehmen hat, hängt von den 
Umständen des einzelnen Falles ab, vor allem von 
der Breite der Straße, den sonstigen Örtlichen Ver­
hältnissen und der jeweiligen Verkehrslageo

Aktenzeichens VI ZR 12*^5
Urteil des BGH vom 3«, Dezember 195f> ODG Stuttgart



VerkUndet am 3» Dezember 1955 
Malessa, Justizsekretär als Urkundsbeamter der Geschäfts-
stelle«

1 m N a m e n  d e s  V - l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Handelsvertreters Erwin
H B H H H IIH H I»  HMHHIBpätraBe

Beklagten und Revisionsklägers9 
- Prozeßbevollmächtigtert Rechtsanwalt Br.

gegen

den früheren Automechanikerlehrling, jetzigen Hilfsarbei­
ter Reinhold E d H H P  j R®HB&straße^H|

Kläger und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt

hat der VIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 5« Dezember 1955 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br« Kleinewefers, Dr„ Meyer, Hanebeck,
Br«, Bode und Dr„ Hauß

für Recht erkanntg

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
2<* Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stuttgart 
vom 30oHovember 1954 wird zurttckgewiesen*

Die* Kosten der Revision werden dem Beklagten auf­
erlegt o

Von Rechts wegen



Tatbestand?

Der Kläger wurde am 20.Mai 1951 auf der Landstraße, 
die von Beutelsbach nach Endersbach führt, von dem Personen­
kraftwagen des Beklagten erfaßt und zur Seite geschleudert» 
Er hatte an der Keltereinweihung in Beutelsbach teilgenom­
men und war gegen 23 Uhr zusammen mit seinem Freund S< 
dessen Base Doris V p p p  und deren Freundin Maria A| 
H B f t a u f  dem Heimwego Die Genannten gingen auf der rech­
ten Straßenseite ihrer Gehrichtung, der Kläger und Doris 
Tetter voraus, Heinz SflHpund Maria A f l M H p p  in 3 bis 
4 m Abstand hinter ihnen» Als die beiden Paare in Höhe der 
Gärtnerei. Dfl^p waren, kam der Beklagte, der auch an der 
Keltereinweihung teilgenommen hatte, mit seinem Personen­
kraftwagen NSU-Fiat aus Richtung Beutelsbach» Als der Freund 
des Xlägers das Seheinwerferlicht des von hinten kommenden 
Kraftwagens bemerkte, sah er sich um und stieß bei Anblick' 
des Wagens seine Begleiterin A f l f l H H H I V  auf das Bankett, 
während er selbst auf den neben der Straße entlang führen­
den Grasstreifen sprang» Der Kläger wurde vom Wagen erfaßt 
und flog über den Grünstreifen in den Straßengraben, wo er 
bewußtlos liegen blieb» Doris V ( m P  wurde zu Boden geris­
sen, konnte sich aber ohne ernstere Verletzungen sofort wie­
der erheben«

Der Kläger hat behauptet, er habe eine Platzwunde am 
Schädeldach und eine schwere Gehirnerschütterung davonge­
tragen, die eine postcon-tusionelle Psychose zur Folge ge­
habt habe«- Ferner hat er vorgetragens Er sei mit Doris 

hart am rechten Straßenrand gegangen und habe sie mit 
dem rechten Arm umschlungen« Seine Begleiterin sei mit dem 
rechten Fuß auf dem leicht überhöhten Straßenbankett und
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mit dem linken Fuß auf dem rechten Straßenrand gegangen« Das 
Bankett könne nur'am Tage von Fußgängern Benutzt werden, 
weil es in Abständen durch Einschnitte für den Wasserab­
fluß unterbrochen werde. Der Beklagte sei mit einer Geschwin­
digkeit von 40 km/st scharf rechts gefahren. Er habe die 
Fußgänger gesehen und trotzdem einen Seitenabstand von un­
gefähr 50. cm zur rechten ‘Fahrbahngrenze beibehalten. Da kein 
Gegenverkehr geherrscht habe, sei auf der 6 m breiten Stra­
ße genügend Platz zur Vorbeifahrt gewesen«

Die Versicherung des Beklagten hat an den Kläger 6000 DM 
bezahlt, wovon 3000 DM auf das vom Kläger beanspruchte Schmer­
zensgeld entfallen« Mit der Klage hat der Kläger von dem 
Beklagten ein weiteres Schmerzensgeld von mindestens 7000 DM 
verlangt und die Feststellung begehrt, daß der Beklagte ver­
pflichtet sei, ihm allen weiteren Schaden aus dem Unfall zu 
ersetzen.

Der Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt und vor­
gebracht? Er habe scharf rechts fahren müssen, weil die 
Straße an der Unfallstelle nur 6 m breit sei und sich wei­
terhin bis auf 4,60 m bzw. 4,80 m verenge; entgegenkommende 
Fahrzeuge kämen hier ziemlich weit nach links herüber« Er 
habe seine Geschwindigkeit von 35 bis 40 km/st bei der An­
näherung an die Gärtnerei DfJK^verringert und habe die 
beiden Paare im abgeblendeten Scheinwerferlicht gesehen. An 
ihnen sei er mit einem Abstand von mindestens 50 cm vorbei­
gefahren. Der Kläger habe beim Überholtwerden plötzlich ein 
oder zwei Schritte nach links getan. Da der Wagen ausser ei­
nem loch in der Windschutzscheibe keine Schäden gehabt habe, 
nicht einmal Kratzspuren zurückgeblieben seien und der Kläger



außer der Wunde am Hinterkopf keine Verletzungen erlitten 
habe, könne der Kläger nicht von dem Fahrzeug angefahren 
worden sein*

*Her Beklagte hat weiter eingewandt, der Kläger sei v er­
pflichtet gewesen, den vorhandenen Gehweg zu benutzen» Die- • 
ser habe auch bei Wacht ohne Gefahr begangen werden können, 
weil die Wassereinläufe bis auf einen durch Zementrohre ab-- 
gedeckt gewesen- 1 seien» Daß der Kläger auf der Fahrbahn 
und dort neben der Dori s V f l H l  gegangen sei anstatt neben 
oder hinter ihr, sei eine große Leichtfertigkeit« Der Kläger 
habe dadurch den Unfall überwiegend selbst verschuldet«

Das Landgericht hat den Klageanspruch zu 3/4 dem Grun­
de nach für gerechtfertigt erklärt, soweit er nicht auf die 
Versicherungsträger übergegangen ist. Auf die Berufung des 
Klägers und die Anschlußberufung des Beklagten hat das Ober­
landesgericht die Schadensersatzpflicht des Beklagten vorbe­
haltlich eines Forderuhgsübergangs auf die Versicherungsträ- 
ger in vollem Umfang bejaht«

Mit der Revision erstrebt der Beklagte Abweisung der 
Klage, soweit der Kläger mit ihr mehr als die Hälfte sei­
nes Schadens begehrt« Der Kläger beantragt, die Revision zu-- 
rückzuweiseno

Entscheidungsgründe%

Die'^Revision ist nicht begründet«
Der Beklagte wendet sich mit seinem Rechtsmittel nicht 

dagegen, daß die Vordergerichte seine Schadensersatzpflicht 
zur Hälfte bejaht haben. Er greift nur die Ausführungen an,



- 5 ••

mit denen das Berufungsgericht ein mitwirkendes Verschul­
den des Klägers verneint hat«

X* Die Ersatzpflicht des Beklagten kann in der Tat 
nicht zweifelhaft sein« Sie ergibt sich schon, wenn nur sei-’ 
ne eigene Schilderung des Unfallhergangs der rechtlichen Be­
urteilung zhgrundegelegt wird« Bach dem letzten Vorbringen 
des Beklagten im Berufungsrechtszug, von dem auch die Revi­
sion ausgeht, hat der Beklagte den Kläger und die anderen 
Fußgänger gesehen und sie in einem Seitenabstand von 50 cm 
überholt« Dieser Zwischenraum ist wesentlich geringer, als 
er im allgemeinen beim Vorbeifahr.en eines Kraftfahrers an 
einem Fußgänger zulässig ist 'vgl Urteil BGH vom 14«Juni 1951 
- 3 StR 252/51- VRS 4, 49 Nr 24)o Es entspricht allgemeiner 
Lebenserfahrung, daß Fußgänger beim Begehen der Fahrbahn 
3ich angesichts plötzlich auftretender Verkehrsgefahren häufig 
unzweckmässig oder falsch verhalten. Das muß ein Kraftfah­
rer in Rechnung stellen und daher beim Vorbeifahren an einem 
Fußgänger stets einen hinreichenden, nach den Umständen des 
Einzelfalles zu bemessenden Zwischenraum einhalten. Ein Ab­
stand von 50 cm, wie der Beklagte ihn eingehalten haben will, 
kann diesen Anforderungen im allgemeinen nicht genügen« Auch 
bei der hier gegebenen Verkehrslage kann er nicht als aus­
reichend angesehen werden. Da kein Gegenverkehr herrschte 
und, auf der 5,20 m breiten Fahrbahn genügend Raum zur Vor­
beifahrt zur Verfügung stand, ist kein Grund ersichtlich, 
der die Einhaltung eines so geringen Zwischenraumes recht- 
fertigen könnte. Der Beklagte hat daher, wie das Berufungs­
gericht zutreffend annimmt, nach § 823 BGB und nach § 7 KrfzG 
für den entstandenen Schaden einzusteh.en«



II« Al)er auch die Ausführungen des Berufungsgerichts 
zur Präge des Mitverschuldens halten entgegen der Ansicht 
der Revision einer rechtlichen Prüfung stand«

Das mitwirkende Verschulden, das der Geschädigte sich 
nach § 254 SGB entgegenhalten lassen muß, besteht darin, 
daß er in eigenen Angelegenheiten die Sorgfalt ausser acht 
läßt, die ein ordentlicher und verständiger Mensch zur Ver­
meidung eigenen Schadens anzuwenden pflegt« Bei Prüfung der 
Präge, ob dem Kläger in dieser Hinsicht ein Vorwurf zu ma­
chen ist, ist das Berufungsgericht zutreffend davon ausge­
gangen, daß es Sache des Beklagten war, ein Verschulden des 
Klägers nachzuweisen*

1« Ein Verstoß gegen § 57 Abs 1 StVO kann dem Kläger 
nach der zutreffenden Annahme des Berufungsgerichts nicht 
zur last gelegt werden« Da der Seitenstreifen, der rechts 
neben der Straße verläuft, nach den Peststellungen des Beru­
fungsgerichts nicht als Gehweg benutzt werden konnte, durf­
ten der Kläger und seine Begleiter sich auf der Pahrbahn 
bewegen*

Daß auf der linken Straßenseite ein benutzbarer Geh- 
Aveg vorhanden gewesen sei, ist zum ersten Mal im Revisions­
rechtszug vorgetragen worden« Der Beklagte hat in den Tat- 
sacheninstanzen nicht vorgebracht, daß der Kläger dort habe 
gehen können oder müssen* Auch in der bei den Strafakten be­
findlichen Unfallskizze ist auf der linken Straßenseite nur 
auf einer kurzen Strecke ein Gehweg eingezeichnet* Bei die­
ser Sachlage ist entgegen der Ansicht der Revision kein 
Rechtsverstoß darin zu erblicken, daß das Berufungsgericht



in seinem Urteil hierauf nicht eingegangen ist, zumal auch 
auf den otes, diein. der mündliehen Verhandlung vor dem Be.- 
rufungsgericht Vorgelegen haben, auf der linken Seite der' 
Straße kein Gehweg zu sehen, ist;«.

- 2o Wo ein-Fußgänger zu gehen hat, wenn ein besonderer 
Gehweg fehlt oder ein Vorhandener nicht benutzbar ist, ist 
im.Gesetz,nicht geregelte, Uedobh gilt auch, für Fußgänger im 
Straßenverkehrsrecht die Grundregel des § 1 StVO, , wonach sich; 
jeder'.Teilnehmer am. Verkehr so zu verhalten hat, daß kein 
anderer gefährdet,, geschädigt oder mehr als nach den Um­
ständen unvermeidbar, behindert oder belästigt wird0 Hie 
Sorgfaltspflicht,-die dem„Kläger hiernach mit Rücksicht auf, 
die anderen Verkehrsteilnehmer oblag;,, gilt nicht minder auch

■•.■■zur Bewahrung ;vor. eigenem.Schaden% .

Allerdings - wird ein Fußgänger sich, gegen die Gefährdung- 
durch Fahrzeuge,. die .von hinten- kommen, oft., besser dadurch 
schützen können, daß.er auf der linken Seite der Straße 

. geht? Das wird deshalb besonders den Fußgängern, die bei 
: Dunkelheit .'oder. Rebel auf der Landstraße gehen, häufig 
.. empfohlen und ist in gewissem. Umfang auch schon üblich ge­
worden o Gleichwohl ist es keine schuldhafte Sorgfaltsver­
letzung, wenn ein Fußgänger nicht auf der linken Seite det 
Straße geht-,, sondern sich ganz rechts hälto Denn das Gehen, 
auf. der linken Fahrbahn ist gesetzlich nicht vorgeschrieben] 
f-^VAbs’o StVO-geht im Gegenteil davon aus,...daß Fußgänger?, 
grundsätzlich die für. sie rechte, Straßenseite benutzen (ygi; 
Urteil BGH.vom 20® Dezember 1954.'' 3 StR 241-/54 - VRS 8,- 
211 Hr 89)?



3c: Wählte der Kläger die rechte Straßenseite, so mußte 
er sieh, da. es dunkel war, auf der nicht sehr breiten Straße 
ganz rechts halten» las hat‘der Kläger auch getan» Wie das 
Berufungsgericht feststellt, hat er eine jugendlich schlanke 
Figur und 1st eng neben seiner Begleiterin gegangen,: die zeit­
weise mit einem Fuß auf dem Rasenstreifen des Banketts lief0' 
Rach den Feststellungen des'Berufungsgerichts hat-der Kläger - 
vom.der■Fahrbahn nicht mehr ..Raum eingenommen, als ■ eine ganz 
rechts gehende Einzelperson» 1er Ansicht der Revision, die-, 
se Feststellung stehe-im Widerspruch zu der Lebenserfahrung, 
kann' der. Senat sich nicht anschließen»

4? lie Revision meint weiter,.der Kläger'habe schon we­
gen des.-Scheinwerferlichts das. Herannahen des- Kraftwagens 
bemerken und daraufhin die Fahrbahn freigeben müssen» las bei 
der hier gegebenen Verkehrslage zu fordern, würde eine Über­
spannung, der an einen Fußgänger zu stellenden Anforderungen 
bedeuten» Gewiß muß ein Fußgänger, der bei Rächt die Fahr­
bahn benutzt;, besonders aufmerksam sein und auf den Fährver­
kehr Rücksicht nehmen» las hat der Senat wiederholt ausge­
sprochen (Urteile vom 16» lezember 1953 - VI ZR 87/;52 - 
1AR' 1954, .58 VRS 6,.. 87 -Hr 40 -VersR 1954? 96 und .vom
IQ,?März, 1954 T-VI ZR 93/53 - BAR 1954, 10? Rr 69 ^ VRS 6,
264 Rr 123)o Es kann aber vcm Fußgänger nicht allgemein ver­
langt werden, daß er .bei Rächt, 'sobald ein Kraftfahrzeug von 
hinten herankommt, die Fahrbahn verläßt,und das Vorbeifah- - 
ren abwartet (BGH Urteil vom 7», Januar 1954 - 4 StR 655/55 - 
1AR I954, 69 Rr 46)o Wie weit der Fußgänger auf den Fährver­
kehr Rücksicht zu nehmen hat, kann nicht allgemein entschie­
den werden, sondern hängt von den Umständen des einzelnen 
Falles ab, vor allem von der Breite der Straße, den sonstigen



örtlichen Verhältnisse und der jeweiligen Verkehrslage » In 
dem zur Entscheidung stehenden Fall herrschte kein Gegenver­
kehr « Da die Straße 5,20 m breit war, hatte der Beklagte ge­
nügend Raum, um an den Fußgängern vorbeizufahreno Wie das Be­
rufungsgericht mit Recht angenommen hat, durfte der Kläger 
unter diesen Umständen darauf vertrauen, daß ein von hinten 
kommender Kraftfahrer ihn rechtzeitig erkennen und in genü­
gendem Abstand an ihm und seinen Begleitern vorbeifahren 
werde» Eine andere Beurteilung könnte gerechtfertigt sein, 
wenn die Sicht durch Nebel, Regen oder durch Blendung infol­
ge Gegenverkehrs beeinträchtigt worden wäre« Dann muß der 
Fußgänger diese Sichtbehinderung des Kraftfahrers in Rech­
nung stellen» Im vorliegenden Palle herrschte nur Dunkelheit« 
Andere Umstände, die die Sicht des Beklagten hätten behindern 
können, waren nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
nicht gegeben» In solcher Lage gilt auch zugunsten des Fuß­
gängers der Vertrauensgrundsatz« Auch er darf sich grundsätz­
lich darauf verlassen, daß alle Verkehrsteilnehmer, also auch 
die Kraftfahrer sich verkehrsgerecht verhalten» Dem Kläger 
kann daher entgegen der Ansicht der Revision kein Vorwurf 
daraus gemacht werden, daß er beim Herannahen des Kraftfahr­
zeugs die Fahrbahn nicht verlassen hat«

5» Hiernach bleibt noch zu prüfen, ob das Nebeneinan­
dergehen der Fußgänger verkehrswidrig war und ob der Kläger 
nicht wenigstens beim Herannahen des Kraftwagens verpflich­
tet war, vor oder hinter seine Begleiterin zu treten« Auch 
das ist zu verneinen» Das Gesetz enthält kein allgemeines 
Verbot, auf der Straße nebeneinander zu gehen» Da § 28 StVO 
für das Neben- und Hintereinanderfahren von Radfahrern eine 
Regelung trifft, ist der Umkehrschluß gerechtfertigt, daß 
das Nebeneinandergehen von Fußgängern nicht allgemein ver-



boten isto Auch. au3 § 1 StVO ergibt sich kein allgemeines 
Verbot dieser Art«, Diese Vorschrift setzt eine konkrete Ge­
fährdung des Verkehrs voraus« Gehen Fußgänger auf der Straße 
nebeneinander, so ist der Verkehr keineswegs immer gefährdet«. 
Das ist insbesondere dann nicht der Fall, wenn auf einer brei­
ten Straße bei guten Sichtverhältnissen kein Gegenverkehr 
herrscht« Aue § 1 StVO kann eine Pflicht des Fußgängers, 
auf der Straße vor oder hinter seinem Begleiter zu gehen, 
nur hergeleitet werden, wenn in der besonderen Gestaltung 
des Einzelfalles der Verkehr, insbesondere der von hinten 
kommende Verkehr durch ein Nebeneinandergehen der Fußgänger 
behindert wird« Ob das der Fall ist, hängt vor allem von 
der Breite der Straße, den bestehenden Sichtverhältnissen, 
dem Vorhandensein von Gegenverkehr und der Stärke des Ver­
kehrs abc In dem zur Entscheidung stehenden Fall ist fest­
gestellt, daß der Kläger und Doris V f l B  scharf rechts gin­
gen und die Fahrbahn nur in geringem Maße in Anspruch nahmen« 
Bei dieser Gehweise kann nicht gesagt werden,- daß ein von 
hinten kommender Personenkraftwagen auf der vom Gegenver­
kehr freien 5,20 m breiten Straße durch das Nebeneinander­
gehen behindert wurde. Jedenfalls durfte der Kläger, wie 
bereits ausgeführt, unter diesen Umständen damit rechnen, daß 
der Beklagte ihn rechtzeitig erkennen und mit genügendem 
Zwischenraum an ihm vorbeifahren werde«

6« Daß der Kläger in den Wagen des Beklagten hineinge­
laufen sei, hält das Berufungsgericht nicht für bewiesen.
Die Eevision will in dieser Hinsicht ein Mitverschulden des 
Klägers ’aus der Tatsache herleiten, daß der Wagen als ein­
zige Beschädigung ein Doch im rechten Teil der Windschutz­
scheibe aufweise, während der Kläger als einzige,Verletzung
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eine Platzwunde am Kopf davongetragen halbe« Sie meint, das 
beweise zwingend, daß der Kläger sich infolge eigener oder 
einer Schreckbewegung seiner Begleiterin zur Seite bewegt 
habe, also nicht von dem Kraftwagen angefahren worden sei, 
sondern den Zusammenstoß erst dadurch herbeigefUhrt habe, 
daß er beim Vorbeifahren des Kraftwagens eine Seitwärtsbe­
wegung gemacht habe* Die Revision, rügt, das Berufungsgericht 
habe den hierfür angebotenen Sachverständigenbeweis nicht 
erhoben und daher § 286 ZPO verletzt«

Diese Rüge ist nicht begründet. Nach dem eigenen Vor­
bringen des Beklagten soll die Seitenbewegung des Klägers 
die Folge eines Schrecks sein« Dann kann aber von einem 
Verschulden des Klägers keine Rede sein« Gerät ein Fußgän­
ger ohne sein Verschulden plötzlich in eine nicht voraus­
sehbare Gefahrenlage, so handelt er ohne weiteres noch nicht' 
fahrlässig, wenn er infolge einer Bestürzung nicht das rich­
tige Mittel ergreift, um die Situation zu meistern« Das hat 
der Senat wiederholt für Kraftfahrer ausgesprochen, die sich 
in solcher Lage infolge einer Bestürzung unzweckmässig ver­
halten* Das gleiche muß auch zugunsten des Fußgängers gel­
ten« Es ist daher schon aus diesem Grunde kein Rechtsver­
stoß dann zu erblicken, daß das Berufungsgericht davon ab­
gesehen hat, zu dem Vorbringen des Beklagten einen Sachver­
ständigen zu hören«
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ll'L'o Nach alledem hat das Berufungsgericht ein Mit~ 
verschulden des Klägers rechtsirrtumsfrei verneint« Daher 
war die Revision des Beklagten mit der Kostenfolge des 
§ 97 ZPO zurückzuweisen«

Br» Kleinewefers
i)r. Bode

Dr«K0EoMeyer Haneheck
Dr.Hauß
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